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Merkblatt Beschwerde gegen die Konkurseröffnung (Art. 174 SchKG) 

Die Beschwerdefrist beträgt 10 Tage ab Zustellung des Konkursentscheides. 
Sie kann nicht verlängert werden und es gelten weder Gerichts- noch Betrei-
bungsferien.  

Die Beschwerde ist schriftlich und begründet einzureichen.  

Alle untenstehenden Voraussetzungen müssen vor Ablauf der Beschwerde-
frist erfüllt und die entsprechenden Belege dazu eingereicht worden sein. 

Voraussetzungen für Aufhebung des Konkurses: 

1. Konkursforderung inkl. Zinsen (berechnet bis zum Datum der Konkurseröff-
nung) und Kosten bezahlt  

 oder beim Obergericht hinterlegt 

 oder Beleg, dass Gläubiger auf Durchführung des Konkurses verzichtet. 

 Speziell zur Hinterlegung der Konkursforderung beim Obergericht: Über-
weisung, Posteinzahlung (PC 80-10210-7; IBAN CH71 0900 0000 8001 
0210 7) oder Bareinzahlung bei der Zentralen Inkassostelle der Gerichte 
beim Obergericht (Schalter Obmannamtsgasse), nur mit Angabe der Ge-
schäftsnummer des erstinstanzlichen Konkursgerichts bzw. Vorlage des 
erstinstanzlichen Konkurseröffnungsentscheids.  

2. Kosten des Konkursgerichts und Kosten des Konkursamts bezahlt/si-
chergestellt; beides mit Bestätigung des Konkursamts belegt (Konkursamt 
gibt über die Höhe Auskunft und stellt Bestätigung aus). 

3. Glaubhaftmachen der Zahlungsfähigkeit, wenn Konkursforderung, Zinsen, 
Kosten und/oder Kosten des Konkursgerichts erst nach Konkurseröffnung 
bezahlt wurden (und dies belegt ist).   

 Das Gericht prüft, ob die Zahlungsfähigkeit glaubhaft ist. Dafür sind grund-
sätzlich folgende Unterlagen einzureichen und in der Beschwerdeschrift ist 
dazu Stellung zu nehmen:  

 ein aktueller, vollständiger Betreibungsregisterauszug der Schuldne-
rin der letzten fünf Jahre, (gegebenenfalls auch von Betreibungsäm-
tern früherer Wohn-/Firmensitze), 

 eine Stellungnahme zu allen im Betreibungsregisterauszug als nicht 
erledigt ausgewiesenen Betreibungen (unter entsprechender Bezug-
nahme auf die einzelnen Betreibungsnummern und durch Urkunden 
belegt), 



 
 
 

 Steuererklärungen (mit Wertschriftenverzeichnissen und Beiblättern) 
sowie Steuerrechnungen der vergangenen zwei Steuerperioden, 

 Jahresabschlüsse (Bilanz und Erfolgsrechnung), aktuelle Zwischen-
abschlüsse und Budget für das laufende Jahr, 

 Bankkontoauszüge der letzten sechs Monate bzw. weitere Unterla-
gen, die geeignet sind, kurzfristig abrufbare Guthaben/Vermögens-
werte nachzuweisen, 

 aktuelle Debitoren- und Kreditorenlisten (durch zusätzliche Urkunden 
untermauert), 

 Belege, aus denen das aktuelle Auftragsvolumen ersichtlich ist (mit 
detaillierter Angabe über Stand der Arbeiten, Zeitplan und vorgese-
hene Rechnungsstellung), 

 bei natürlichen Personen (Einzelunternehmen und unbeschränkt haf-
tenden Gesellschaftern): eine Aufstellung über die monatlichen Ein-
nahmen und Ausgaben, inkl. allfälliger Unterhaltsverpflichtungen, 

 alle weiteren zweckdienlichen Unterlagen, die belegen, dass die 
Schuldnerin trotz der Konkurseröffnung zahlungsfähig ist, d.h. über 
genügende flüssige Mittel verfügt, um ihren weiteren fälligen Zah-
lungspflichten nachzukommen. 

4. Kostenvorschuss: Das Obergericht setzt separat Frist an zur Leistung des 
Kostenvorschusses von Fr. 750.-- für das Beschwerdeverfahren. Diese 
Fr. 750.-- müssen innert der angesetzten Frist beim Obergericht einbe-
zahlt werden.  
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